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In Memoriam


Susanne Kablitz




Die Freiheit des Menschen liegt nicht darin, dass er tun kann, was er will, sondern dass er nicht tun muss, was er nicht will.


Jean-Jacques Rousseau, franz.-schweiz. Schriftsteller und Philosoph




Prof. Dr. Jörg Baberowski


Wider die gelenkte Demokratie


2015 entschied Angela Merkel, Deutschlands Grenzen zu öffnen. Zwei Millionen Einwanderer strömten ins Land und bescherten der Republik die größte Staatskrise seit ihrer Gründung. Noch vor zwei Jahrzehnten wäre eine Regierung, die sich auf solche Weise über Recht und Gesetz hinweggesetzt hätte, unhaltbar gewesen. Nun aber geschah gar nichts. Die Kanzlerin erklärte, dass geschafft werden müsse, was befohlen worden sei. Deutsche hätten immerhin stets Großes geleistet. Auf dem CDU-Parteitag gab es für diese Sätze aus dem Tollhaus tosenden Beifall. Eine ganze Partei hatte ihren Verstand ausgeschaltet, und es schien, als sei die SED wieder auferstanden. Wer öffentlich Zweifel vorbrachte, die Vernunft ins Spiel bringen wollte, wurde von Politikern und ihren Helfern in Presse und Rundfunk darauf hingewiesen, dass Gehorsam erste Bürgerpflicht sei. Die staatliche Ordnung löste sich vor allen Augen auf, und nichts geschah.


Schon seit Jahren leben wir in einer gelenkten Demokratie. Die Bürger dürfen wählen, sollen es aber Berufspolitikern überlassen, Entscheidungen für sie zu treffen. Doch nicht einmal sie sind noch frei, den Lauf der Dinge zu beeinflussen. Abgeordnete sind Befehlsempfänger, die nicht ihrem Gewissen, sondern ihrer Partei gehorchen. Wer widerspricht, wird zur nächsten Wahl nicht mehr aufgestellt.


Das Parlament hat seine Macht verloren, es wird in vielen Ländern inzwischen von der Regierung kontrolliert. Alle wichtigen Entscheidungsbefugnisse sind an die EU-Kommissare übertragen worden, die sich nach Belieben über den Bürgerwillen hinwegsetzen können, obwohl sie weder durch Wahlen noch durch Sachverstand legitimiert sind. Und so kommt es, dass sich für politische Parteien nur noch interessiert, wer anderenorts nicht weiterkommt. Die meisten Politiker interessieren sich nicht für ihr Land, nicht einmal mehr für die Partei, sondern nur noch für sich selbst. Es ist inzwischen einerlei, welcher Partei sie angehören, weil sie ebenso gut jeder anderen angehören könnten. Sie leben von der Politik, sind durch das Band ihrer Interessen nur noch mit ihresgleichen, aber nicht mehr mit den Bürgern verbunden, die sie vertreten sollen.


Von den Leitmedien haben sie nichts zu befürchten, weil auch dort die Gesänge der Macht angestimmt werden. Manche Politiker hören nur noch, was sie einander als Wahrheit bestätigen, manche erleiden einen bizarren Realitätsverlust. Es regnet, aber sie selbst sehen die Sonne. In fast allen Ländern schlägt ihnen deshalb Verachtung entgegen, weil man ihnen nichts mehr zutraut und nichts mehr glaubt. Aber diese Verachtung läuft ins Leere, solange die politische Elite am Glauben festhält, sie selbst sei aufgeklärt, tolerant und weltoffen, die Bürger aber konservativ, dumm und fremdenfeindlich.


Vor einigen Jahrzehnten konnte man es sich noch leisten, apolitisch und apathisch zu sein. Heute aber steht die demokratische Ordnung auf dem Spiel. Die Bürger sind politisiert wie niemals zuvor, sie verlangen nach Mitsprache und Mitbestimmung, ernten aber nichts als Ohnmacht. Das politische Interesse wächst mit dem Misstrauen, das Politiker erzeugen. Aus diesem Dilemma gibt es nur dann einen Ausweg, wenn die Diktatur der Parteien durch eine Demokratie der Bürgergesellschaft ersetzt wird, die demokratische Willensbildung sich nicht mehr nur in Wahlen erschöpft und wenn die Macht der EU-Bürokratie gebrochen wird. Die Bürger müssen sich ihre Demokratie zurück erobern. Sonst werden sie am Ende in einer Ordnung leben, die sie zwar gewählt, aber nicht gewollt haben.


Der Beitrag erschien zuerst in der Basler Zeitung. Prof. Dr. Jörg Baberowski ist einer der renommiertesten Osteuropa-Historiker und anerkannter Gewaltforscher. Er ist Lehrstuhlinhaber für Geschichte Osteuropas an der Humboldt-Universität zu Berlin.




Prolog


Wir haben uns durch ein weiteres Jahr des Grauens gekämpft und schauen voller Schrecken auf eine Welt, die aus den Fugen geraten ist. Schon immer gab es Krisen und Katastrophen, seit jeher stehen sich an vielen Orten unseres Planeten schier unversöhnliche Lager gegenüber. Aber wenigstens in Europa und vor allem in Deutschland schien die Welt noch halbwegs in Ordnung. Zwar wirkte die Politik auch hierzulande zuweilen überfordert, doch wurde ihr insgesamt zugetraut, die Dinge zu regeln. Vor allem lebten wir Bürger bis weit ins letzte Jahrzehnt hinein in der Gewissheit einer auf dem Fundament gemeinsamer Werte errichteten Gesellschaft mit einem verlässlichen Staatswesen. Heute ist das anders.


Spätestens seit der Finanzkrise hat – zuerst schleichend, dann immer rasanter – ein Gefühl tiefen Misstrauens von weiten Teilen der Bevölkerung Besitz ergriffen. Den politisch Verantwortlichen wird zunehmend seltener zugetraut, die Probleme zu lösen. Und man glaubt ihnen nicht mehr viel. Den Anfang machten gebrochene Versprechen nach der mit knapper Not abgewendeten Kernschmelze des globalen Finanzsystems. Abgesehen von einer verschärften Regulierung, die vor allem den Kredithahn zugedreht hat, ist wenig passiert. Kaum ein Banker wurde zur Rechenschaft gezogen, nur wenige Geldhäuser mussten die Folgen ihrer jahrelangen Machenschaften selbst tragen. Und das Casino hat längst wieder geöffnet.


In jenen Jahren erlitt die sogenannte politische Elite, die nie sonderlich hoch im Ansehen stand, ihren ersten großen Vertrauensverlust. Die Wut der Bürger darüber, dass man sie zunächst nicht vor gierigen Bankern beschützt und anschließend zur Eindämmung der Krise auch noch mit ihren Steuergeldern in die Pflicht genommen hatte, trieb selbst Rentner und Hausfrauen auf die Straße. Die eng mit der Finanzlobby verwobene Berufspolitik hätte für einen Befreiungsschlag sorgen und ihre Handlungsfähigkeit ein für alle Mal zurückgewinnen können. Doch sie beugte sich der Lobbymacht und rettete ihre Großbanken. Schlimmer noch: Sie verkaufte dies den Wählern als „alternativlose“ Rettung einer Kunstwährung, die sie zehn Jahre zuvor gegen deren Willen erschaffen hatte.


In immer schnellerer Folge spitzen sich seither die Krisen zu. Zum wild lodernden Euro-Flächenbrand gesellte sich das Atomkraftdebakel samt verkorkster „Energiewende“. Die einseitige Parteinahme im Ukraine-Konflikt ließ die Lage erst richtig eskalieren. Und die Staatsschuldenkrise der Euro-Südländer hat nicht nur zur Aufgabe einer unabhängigen Geldpolitik geführt, sondern vor allem zum Akzeptanzverlust einer Europäische Union, die als immer bürgerferner und undemokratischer empfunden wird. Im Krisen-Dauermodus versucht die Berufspolitik nun die Feuer zu löschen, die sie selbst gelegt hat. Doch der hektische Aktionismus hat keine Lösungen zutage gefördert, sondern bloß den Bruch von Regeln, Verträgen und Gesetzen.


Gehandelt wird aus der Emotion des Moments heraus. So demonstrieren uns seit Jahren ausgerechnet jene, die heute vielen vorwerfen, sich in der Wahrnehmung der Realität nicht mehr von Fakten, sondern von Gefühlen leiten zu lassen, dass Fakten in ihrer politischen Arbeit kaum mehr eine Rolle spielen. „Postfaktisch“ nennen sie unser Verhalten und haben ihre Tirade gleich noch zum „Wort des Jahres“ erhoben. Dabei verfolgt der von Journalisten erfundene Kampfbegriff vor allem das Ziel, diejenigen zu diffamieren, die sich außerhalb der klassischen Redaktionen bewegen, kritische Leser ebenso, wie unabhängige Publizisten. Bejubelt von ihren medialen Erfüllungsgehilfen, weist die „politische Elite“ jegliche Kritik von sich – und muss doch konstatieren, dass keine der Krisen gelöst ist. Vor allem nicht jene, die seit 2015 alles überschattet.


Die millionenfache Zuwanderung muslimischer Einwanderer, die sich aus offensichtlichen Gründen überwiegend Deutschland als neue Heimat ausgesucht haben, hat eine eindimensionale Fokussierung zur Folge, die nur noch wenig Raum (und Geld) für andere Lebensbereiche lässt. War das Vertrauen in die Berufspolitik nach den Krisen zu Beginn dieses Jahrzehnts bereits sichtlich erschüttert, erreicht es heute immer neue Tiefstände. Denn zum Eindruck der fehlenden Problemlösungskompetenz hat sich das Empfinden geschlichen, dass die Verantwortlichen in der Zuwanderungskrise nicht nur die Kontrolle verloren haben, sondern gegen die Interessen derer handeln, denen sie die Verleihung ihrer Mandate auf Zeit verdanken.


Im Zentrum aller Überlegungen scheint nur noch zu stehen, wie man es den „Neubürgern“ recht machen könnte. Kein anderes Thema bewegt die Republik stärker als die Frage der Integration. Und so sehr sich alle bemühen, das Gegenteil zu behaupten, handelt es sich dabei doch nur um die tiefe Verbeugung vor dem Islam. Denn Integrationsprobleme haben in erster Linie Zuwanderer mit muslimischem Hintergrund. Doch statt diesen Umstand klar zu benennen und die entsprechenden Konsequenzen daraus zu ziehen, wird bemäntelt, beschönigt und bagatellisiert. Offenbar fürchtet die Berufspolitik, es sich mit den Wählern islamischen Glaubens zu verderben. Sie hofiert fragwürdige Islamverbände und bemüht sich, die Bedeutung der christlichen Tradition herunterzuspielen, indem sie das Laternenfest und den Wintermarkt erfindet.


Dabei wäre die selbstbewusste Verteidigung der eigenen Kultur und Weltanschauung viel zielführender. Denn nur ein klares Leitbild bietet Orientierungspunkte, um sich zu integrieren. Wer hingegen den Eindruck erweckt, seine Werte stünden zur Disposition, muss sich nicht wundern, wenn Zugewanderte ihre eigenen Wertvorstellungen zum Maßstab erheben. Eine Anbiederung an den Islam ist ohnehin nicht notwendig. Die meisten der gut viereinhalb Millionen Muslime in Deutschland sind an einem gedeihlichen Zusammenleben interessiert und wollen sich in die westliche Wertegemeinschaft integrieren. Sie leben ihre Religion weder aufdringlich aus, noch fordern sie Sonderrechte ein.


Ihnen tut man Unrecht, wenn man dem politischen Islam Raum gibt, der in den unterschiedlichsten Ausprägungen daherkommt. Er zeigt sich nicht erst in illegalen Scharia-Gerichten oder in der Indoktrinierung junger Männer in zweifelhaften Moscheegemeinden, sondern kommt schon im Anspruch zum Ausdruck, das aus den Herkunftsländern mitgebrachte Rollenbild der Geschlechter in einer westlichen Gesellschaft zu etablieren. Daher ist auch die Vollverschleierung natürlich ein Symbol des politischen Islam. Eine Gesellschaft, zu deren Selbstverständnis es gehört, dass man sich erkennen und in die Augen sehen kann, darf nicht hinnehmen, dass Frauen hinter einer Burka versteckt werden. Nicht nur weil dies Frauen herabwürdigt, sondern weil eine fehlende Identifizierbarkeit nun einmal das Zusammenleben beeinträchtigt.


So gut eingeübt sind die Rituale der politischen Klasse und ihrer Berichterstatter, dass jeder Hinweis auf die Gefahr einer unzureichenden Differenzierung zwischen dem Islam als Religion und seiner Verwendung als politisches Instrument zur Islamophobie erklärt wird. Um aber den richtigen Umgang mit dem Islam zu finden, bedarf es der Einsicht, dass er in seinem Lebenszyklus über 600 Jahre hinter dem Christentum zurückliegt. Er wird sich nicht mit einer unpolitischen Rolle zufriedengeben, solange er keine Phase der Aufklärung durchlaufen hat. Dieser Tatsache sollte sich die verantwortliche Politik stellen. Es ist naiv, die Segnungen der Religionsfreiheit jenen zukommen zu lassen, die einen politischen Anspruch erheben.


Dass unsere Gesellschaft heute so gespalten ist wie lange nicht, liegt vor allem daran, dass die Berufspolitik diesen Konflikt meidet. Aus Angst vor Verallgemeinerung und Missbrauch möchte sie die Debatte über den Umgang mit dem Islam und seinen radikalen Ausprägungen nicht offen führen. Sie entzieht sich dabei der notwendigen Auseinandersetzung mit einer Religion, die sich zugleich als Staatsform betrachtet. Stattdessen wird gelobt, geschönt und gehätschelt. Lieber setzt man sich mit radikalen Verbänden an den Tisch, als sie in die Schranken zu weisen, selbst dort, wo der Dialog längst nichts mehr bringt. Man schaut weg, naiv wie ein Kind, das hofft, der böse Geist würde verschwinden, wenn es sich nur lang genug die Augen zuhielte.


Mit dumpfen Beschwörungsformeln und ritualisierten Beschwichtigungen flüchten sich die Meinungsführer in eine Parallelwelt, die sie für real halten. Sie machen sich damit für immer mehr Bürger entbehrlich, die die Täuschung erkennen. Menschen haben durchaus ein Gespür dafür, ob sie ernst genommen oder für dumm verkauft werden. Sie wollen sich keine Wirklichkeit mehr vorgaukeln lassen, die sich mit ihrem eigenen Erleben nicht deckt. Es gab immer Politikfelder, bei denen ein Teil der Bürger den Eindruck hatte, hinters Licht geführt zu werden. Doch kein Thema war emotional jemals so aufgeladen wie die Zuwanderung, die durch den Alleingang der „Eliten“ innerhalb kürzester Zeit das Selbstverständnis einer ganzen Generation erschüttert hat.


Mit der eigenmächtig ausgesprochenen bedingungslosen Kapitulation vor der Flüchtlingswelle im September 2015 hat Kanzlerin Merkel ein Fluttor geöffnet, das zur größten Umwälzung der deutschen Gesellschaft seit dem II. Weltkrieg geführt hat. Schaut man auf das, was uns noch vor zwei Jahren bewegte, sei es in der Energie-, Sozial- oder Wirtschaftspolitik, so findet heute fast nur noch das Thema Zuwanderung Platz. Und die Redaktionen scheinen ihre Hauptaufgabe darin zu sehen, den Bürger auf Linie zu bringen. Aufdringlich wurde uns erst die „Willkommenskultur“ verordnet, ehe wir uns gefallen lassen mussten, beschimpft und angepöbelt zu werden, weil wir Fragen stellten. Eine völlig kritiklose Presse, die sich förmlich dabei überschlug, der Kanzlerin auf die Schultern zu klopfen, erfand zunächst die Wutbürger, dann das dunkle Deutschland und schließlich die Neuen Rechten.


Immer sind dabei dieselben gemeint, nämlich die Mitte der Gesellschaft, die sich mit der Regierungspolitik einfach nicht mehr einverstanden erklären will und dies artikuliert. Widerspruch hört man jedoch nicht gerne in den Elfenbeintürmen der Pressehäuser und Berufsparlamente. Und so war das Jahr 2016 geprägt vom Kampf der Meinungsführer gegen die Bürger. Eine politische Kaste, die sich vom Wähler abschottet, und eine Journalistenschar, die ihre Befindlichkeit zur öffentlichen Meinung erklärt, gegen Millionen von Menschen, die entschlossen sind, dem Spuk ein Ende zu bereiten. Es ist eng geworden für Deutschlands „Meinungseliten“.


Doch die Herrschenden wähnen sich am längeren Hebel. Als die mit großer medialer Unterstützung abgefeuerten Verunglimpfungen keine rechte Wirkung mehr entfalteten, weil sich selbst eher unpolitische Zeitgenossen über die Angriffe auf die Meinungsfreiheit empörten, erfand das Kollektiv der Meinungsmacher kurzerhand den Begriff der Hetzte neu. Dieser umfasste ab sofort nicht mehr nur die juristische Definition, für die es allerdings keines zusätzlichen Regelungsbedarfs bedurfte, sondern schloss nunmehr alle Wortmeldungen ein, die dem Geschmack der Political Correctness zuwiderliefen. Eine private Stiftung stellt im Auftrag der Bundesregierung seither sicher, dass unliebsame Äußerungen – soweit sie in den sozialen Netzwerken getätigt werden – alsbald der Zensur zum Opfer fallen. Geführt wird die Oberaufsicht übrigens von einer ehemaligen Stasi-Mitarbeiterin.


Nicht einmal drei Jahrzehnte nach dem Mauerfall hat die politisch in der DDR ausgebildete Kanzlerin samt ihres aus Sozialisten bestehenden Koalitionspartners mit Billigung einer willfährigen Schein-Opposition zweier weiterer linker Parteien die perfiden Mechanismen der DDR wieder implementiert. Sie schickt ihren Bundesjustizminister vor, der sich darin gefällt, das Recht nach Gutdünken zu interpretieren. Schon hat die Regierungskoalition angekündigt, im Wahljahr die Gangart zu verschärfen. Bis zur Drohung, das Internet abzuschalten, reichten die Einschüchterungsversuche, eifrig beklatscht von Ex-SED und Grünen.


Tatsächlich muss man feststellen, dass viele Beiträge in Facebook & Co. unter aller Würde sind. Es wird gehetzt, gepöbelt und gefälscht. Doch zur Verfolgung dieser Delikte steht im Strafgesetzbuch eine ausreichende Zahl von Straftatbeständen zur Verfügung. Diese decken etwa die üble Nachrede und die falsche Tatsachenbehauptung ab, aber auch Verleumdungen, Herabwürdigungen und Beleidigungen. Es gibt an dieser Stelle also keinen Grund zu einer Verschärfung des Strafrechts. Ebenso bedarf es keiner neuen Gesetze zur Bekämpfung von „Fake News“. Wer sich gegen Propaganda nur mit Verboten zu wehren weiß und eine Sprachpolizei installiert, um Facebook von politisch nicht korrekten, aber keineswegs strafbaren Beiträgen zu säubern, setzt sich dem Verdacht aus, dass er seine Kritiker mundtot machen will.


Dies vor allem dann, wenn nur bestimmte Äußerungen der Zensur unterliegen. Denn der Stiftung, die akribisch nach rechtsextremen Wortbeiträgen fahndet, scheint vieles durchzurutschen, was einen deutlich linksextremen Charakter hat. Sie tut sich offenbar auch ausgesprochen schwer damit, das Löschen islamistischer Hassparolen durchzusetzen. Denn so sehr sich die Verantwortlichen darüber beschweren, dass Facebook dem Wunsch nach der Entfernung von Beiträgen nur schleppend nachkommt, scheint es doch bei linksextremer und islamistischer Hetze besonders zu hapern – geht man einmal davon aus, dass die inoffiziellen Mitarbeiter des Justizministers hier mit der gleichen Gründlichkeit denunzieren.


Die Entwicklung bereitet Sorge. Wenn eine kleine Gruppe von Gesinnungsverwandten vorbei an allen Gesetzen entscheidet, was im öffentlichen Raum geschrieben werden darf, ist der Willkür Tür und Tor geöffnet. Schon jetzt treibt die Lösch-Wut abenteuerliche Blüten: Da reicht ein einfacher Mohrenkopf, um selbst anerkannte Politiker für vierundzwanzig Stunden aus dem Facebook-Rennen zu nehmen. So erging es dem Grünen Boris Palmer, immerhin seit zehn Jahren Oberbürgermeister von Tübingen, weil er das „verbotene Wort“ benutzte. Dass die Rechnung der Herrschenden aufgeht, sich die unliebsamen Gegner durch Denunziation und Zensur vom Hals zu halten, darf doch arg bezweifelt werden. Eher schon schüren sie den Hass und bringen immer größere Teile der Gesellschaft gegen sich auf.


Deutschland steuert auf eine ungewisse Zukunft zu. Sie macht der Berufspolitik so große Angst, dass diese nach dem Scheitern in der Euro-Krise und im Zuwanderungschaos nun zum letzten Mittel greift: Sie vergeht sich an Rechtsstaat und Gewaltenteilung, indem sie die Regeln der Meinungsäußerung nicht nur neu definiert, sondern sich selbst zum Richter macht. Dass das Parlament unter Merkel nicht mehr viel zu sagen hat, scheint da kaum noch von Belang. Ebenso, dass das Staatsoberhaupt bestimmt wurde, bevor es gewählt ist. Die Demokratie ist in Gefahr. Nicht durch jene Phantome, nach denen Antifa und Amadeu Antonio Stiftung jagen, sondern durch eine Berufspolitik, die auf das Grundgesetz zu pfeifen scheint.
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